
Friedhofsordnung
Der Marktgemelnde Furth bel

Gottwelg

Verordnung der BOrgermeisterin der Marktgemeinde Furth bei Gattweig

mit der gemãB § 24 Abs. I des NO Bestattungsgesetzss 2007, LGB1. 9480, elne

Friedhofsordnung für den Friedhof der

MarktgemeindeFurlh bel Göttweig eriassenwird.

SJg.ntum, BetM.b und Vwweitung

(I) Der Friedhof in Furth steM im Eigentum der Marktgemeinde Furth bel GötLweIg,

im Foigenden kurz Gemeinde genannt.

(2) Die Gemeinde 1st vemflichtet, den Betrieb des Friedhofes und seiner

Einrichtungen (Aufbahrungshaiie) ohne Unterbrechung aufrecht zu erhaiten, und

für die Bestattungsmogiichkeit der im Gemeindegebiet Verstorbenen in

ausreichendem MaBe Vorsorge zu treffen.

(3) Die Verwaitung des Friedhofes wird von der Friedhofsverwaftung besorgt. Die

Leitung der Friedhofsverwaltung obiiegt der BQrgermeisterin. Die für den

Parteienverkehr vorgesehenen Amtsstunden sind in ortsubiicher Weise

kundgemacht. Die Amtsstunden der Friedhofsverwaftung richten sich ñach den

Amtsstunden der Gemeinde. Die Friedhofsverwaitung befindet sich Im

Gemeindeamt



(4) Der Gemeinde obNegt die Hersteflung und Erha[tung geeigneter Verkehrswege

innerhalb des Friedhofes, Während der Wintermonate wird nur der Hauptweg im

alten Tell des Fried hofes (Verbindung vom Eingang in der Unteren LandstraRe

zum Eingang in der Linken BachzeiIe)qcjiinit

§2

Einteifting des Friedhofes

Der Friedhof der Gemeinde Furth 1st in elnen alten und elnen neuen Tell unterteilt.

Der alte Tell des Friedhofes 1st durch einen Hauptweg in 6 Gruppen unterteilt w&che

mit den Nummern 1 — 6 bezeichnet werden, Jede Gruppe 1st durch Querwege in

Reihen geteflt, welche innerhalb des Friedhofes fortlaufend durchnummeriert sind.

An der Nord, Süd-, West- und Ostwand befinden sich die Randgräber (Mauergraber)

Die Lage der einzelnen GrabsteNen 1st auf dem Friedhofsplan ersichflich,

Der neue Tell des Friedhofes 1st durch Hauptwege in 7 Gruppen unterteilt, welche mit

den Nummern .1 7 bezeichnet werden, Jede Gruppe 1st durch Querwege in Reihen

geteilt, weiche innerhalb der Gruppe fortlaufend nummeriert sind,

An der südlichen Friedhofswand sind Doppelgràber angeordnet,

An der nörd lichen Fried hofswand befindet sich die Urnenwand.

§3

Grabarten

(1) Der alte Tell des Friedhof verfügt über folgende Grabstellen:

a) Grüfte, und zwar

1) Zur Beisetzung bis zu 3 Leichen

2) Zur Beisetzung bis zu 6 Leichen

b) Erdgrabstellen (z.B, Reihengräber, Familiengräber)

1) Zur Beisetzung bis zu 2 Leichen (Einzelgrab)

2) Zur Beisetzung bis zu 4 Leichen (Doppelgrab)
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(2) Der neue TeN des Friedhofes verfügt über folgende Grabstellen oder es besteht

die Möglichkeit deren Errichtung:

a) Erdgrabstellen (z.B. Reihengräber, Familiengräber)

1 )Zur Beisetzung bis zu 2 Leichen (Einzelgrab)

2)Zur Beisetzung bis zu 4 Leichen (Doppeigrab)

b) Urnennischen — Beisetzung bis zu 2 Urnen

§4

Grabstellenverzeichnis und Obersichtsplan

1) Bei der Friedhofsverwaltung liegen das Grabstellenverzeichnis, aus dern die

Identität der auf dern Friedhof Bestatteten, der benutzungsberechtigten Personen

sowie die Dauer des Benützungsrechtes hervorgeht, und der Ubersichtsplan

über die Lage der einzelnen Grabstellen zur Einsicht während der Amtsstunden

auf.

2) In das Grabstellenverzeichnis und den Ubersichtsplan wird unentgeltlich Einsicht

gewährt und Auskunft erteilt.

§5

Zuweisung des Benutzungsrechtes an einer Grabstelle

(1) Urn die Zuweisung einer Grabstelle ist bel der Gemeinde unter Angabe des

gewunschten Friedhofes, der gewunschten Grabart und der örtlichen Lage der

Grabstelle (Ubersichtsplan) anzusuchen.

(2) Bei der Zuweisung eines Grabes besteht kein Rechtsanspruch auf eine

bestimmte Grabart oder bestimmte örtliche Lage der Grabstelle.

(3) Uber das Ansuchen wird mit Bescheid entschieden. Der Bewilligungsbescheid

enthält den/die Namen der benützungsberechtigten Person/en (im Folgenden

kurz benUtzungsberechtigte Person), die genaue Bezeichnung des Friedhofes,

der Grabstelle und der Grabart und das Daturn des Ablaufes des

Benutzungsrechtes,
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§6

Inhalt und Dauer des Benutzungsrechts

(1) Das Benutzungsrecht steht einer Person oder mehreren Personen zu.

(2) Es berechtigt je nach Art der zugewiesen Grabstelle zur Bestattung von Leichen

und Leichenteilen oder zur Beisetzung von Urnen. Es berechtigt und verpflichtet

nach MaRgabe der Friedhofsordnung zurAusgestaltung und zur Instandhaltung

der Grabstelle,

(3) Das erstmalige Benutzungsrecht endet bel Erdgräbern und bei Urnengrabstellen

nach Ablauf von zehn Kalenderjahren, bei gemauerten Grabstellen (Grüften)

nach Ablauf von dreiRig Kalenderjahren nach der Begründung. Die Fristen

beginnen mit dem auf die Begründung des Benützungsrechtes folgenden Jahr.

(4) Jede benutzungsberechtigte Person und deren Ehegatte oder dessen Ehegattin

haben Anspruch auf Beisetzung in dieser Grabstelle. Die benützungsberechtigte

Person kann die Beisetzung weiterer Personen gestatten. Verfügen mehrere

Personen über em Benützungsrecht an der Grabstefle, müssen alle der

Beisetzung weiterer Personen zustimmen.

(5) Die Mindestruhefrist beträgt 10 Jahre. Innerhaib dieser Frist darf nur eine der Art

und GröRe der Grabstelle entsprechende Anzahl von Leichen bestattet werden

(Hochstbelagszahl). Nach Abauf der Mindestruhefrist können Leichen oder

Leichenreste von der Friedhofsverwaltung oder durch von ihr beauftragte

Personen innerhaib der Grabstelle zusammengelegt werden, Die

zusammengelegten Leichenreste sind in em !eicht verrottbares Behältnis zu

geben oder am Grund der Begrãbnisstätte wieder zu bestatten.

§7

Verlängerung des BenUtzungsrechts

1) Mit jeder Belegung wird das Benutzungsrecht auf zehn Jahre verlängert, Die

Frist beginnt mit dem auf die Verlängerung des Benutzungsrechts folgenden

Jahr,



2) Das Benützungsrecht verlãngert sich jeweils urn weitere zehn Kafenderjahre,

wenn die benützungsberechtigte Person die Verlängerungsgebuhr vor Ablauf des

Kalenderjahres, mit dessen Ablauf das ge[tende Benützungsrecht er!ischt,

entrichtet.

3) Mindestens sechs Monate vor Zeitablauf des Benützungsrechts wird die

benützungsberechtigte Person schriftlich durch die Gemeinde verständigt, dass

das Benutzungsrecht ablãuft. 1st die benützungsberechtigte Person unbekannten

Aufenthaltes und kann sie nicht leicht ausgeforscht werden, erfolgt durch die

Gemeinde die Verstãndigung darüber durch dreirnonatigen Anschlag am

Fried hof.

4) Wird die Verlängerungsgebuhr nicht zeitgerecht entrichtet, wird die

benützungsberechtigte Person nachweis!ich darüber in Kenntnis gesetzt, dass

das Benützungsrecht erlischt, wenn die Verlãngerungsgebuhr nicht binnen elnes

Monats entrichtet wird.

§8

Ubertragung und Eintritt in das Benützungsrecht an einer GrabsteNe

(1) AufAntrag der benützungsberechtigten Person kann das Benützungsrecht einer

anderen physischen oderjuristischen Person mit deren Einverständnis durch

Bescheid der Gemeinde ubertragen werden,

(2) Nach dem Tod der benützungsberechtigten Person können die nahen

Angehörigen des oder der Verstorbenen (Ehegatte/Ehegattin,

Lebensgefährte!Lebensgefährtin, Kinder, Eltérn; die ubrigen Nachkommen,

Gro1.e1tern, Geschwister) den Eintritt in das Benützungsrecht binnen dreier

Monate beantragen, Uber die Zuerkennung des Benützungsrechtes wird von der

Gemeinde entsprechend der gesetzlichen Reihenfolge (siehe oben) mit Bescheid

entschieden, Macht keiner der nahen Angehörigen vom Eintrittsrecht Gebrauch,

wird das Benützungsrecht mit Bescheid jener Person zuerkannt, die die

Grabsteflengebuhr entrichtet hat.
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§9

Erlöschen des Benutzungsrechft

(1) Das Benutzungsrecht er[ischt:

1. durch Zeitablauf wegen Nichtentrichtung der Verlãngerungsgebuhr

2. durch schrjfflichen Verzicht,

3. durch Entzug wegen Vernachlassigung der lnstandhaftungspfljcht ( 33 Abs. 4

NO Bestattungsgesetz 2007) oder

4. bei Auflassung oder Sch1ietung des Friedhofs oder eines Teifes des

Fried hofs.

(2) Bei ErJöschen des Benutzungsrechts wird durch die Gemeinde auf die Dauer

von vier Monaten die Grabstelle ars ,,Heimgefaf lent” gekennzejchnet und der

Heimfafl an der Amtstafel der Gemeinde sowie am Friedhof kundmacht,

(3) Denkmäfer, Einfassungen und Baubestandtejje jeglicher Art sind innerhaib der

Kundmachungsfrist des Abs. 3 durch die bisherige benützUngsberechtjgte

Person zu entfernen, sofern nicht eine nachwejsliche Eigentumsuberagg an

eine neue benutzungsberechtigte Person dieser Grabstelle erfoigt. Andernfaf Is

geht das Eigentum auf die Gemeinde über, die der bisherigen

benützungsberechtjgten Person die Kosten für die Abtragung vorschreiben kann.

(4) Bei heimgefaljenen Grabste lien kann die Gemeinde Leichenreste und Urnen in

einer gemeindeeigenen Grabstefle beisetzen.

§10

Ausgestaftung und Erhaltung der Grabstellen

(1) Grabstelien sind innerhaib von 6 Monaten nach Erwerb des Benützungsrechtes

entsprechend der Friedhofsordnung und der Würde des Ortes auszugestalten.

(2) Die Errichtung eines Grabdenkmaies (z.B. Kreuz, Tafel, Grabstein, Skuiptur,

Denkmaluberdachung) ist der Gemeinde im Vorhinein anzuzeigen. DerAnzeige

1st eine Beschreibung des Denkmajes mit Angabe der Grabinschrift sowie eine

Skizze beizulegen. Das Denkmai dat-f nur von einem befugten

Gewerbetreibenden errichtet werden. Dieset- hat auf der Anzeige zu bestãtigen,

dass die Ausführung nach den geitenden ONORMEN bzw.ON-Regein erfolgt.



Diese Anzeige ersetzt nicht allenfafjs noendige Anzeigen und Anträge nach den

baurechtlichen Vorschrjften

(3) Die Errichtung von Grabdenkmälern wird innerhaib einer Frist von vEer Wochen

nach Einlangen der Anzeige mit Bescheid untersagf wenn:

a) das gepfante Grabdenkmal oder dessen Inschrift nicht der WUrde und

Piefät der Friedhofsanjage entsprjcht

b) das Grabdenkmaj andere Grabstellen beeintrachtigen wOrde oder

c) das Grabdenkmal nicht der Friedhofsordnung entsprjcht

(4) VorAbjaufder vieochigen Frist kann die Gemeinde aufAntrag mit Beschejd

feststejlen dass das geplante Vorhaben dem Abs. 3 Z. 1 bis 3 nicht widerspricht

und die AusfQhrung gestat-e

(5) Wird die Benützung des Friedhofs oder das BenutzungSr an anderen

Grabstei ten durch Pfjanzen oder Bëume beeintrachtjgt sind nach vorheriger

Aufforderung durch die Gemeinde die Pfianzen oder Bäume innerhaib einer

bestimmten Frist durch die benutzungsberechtigtep zu enifernen BeE

fruchtlosem Ablf der Frist eotgt die Beseitigung auf Kosten der

Personen durch die Gemeinde Das hierbel anfallende

HoIz 1st Eigentum der Gemeinde

(6) Des Aufstellen unpassender Gefäe zB. Btechdosen Flaschen Einsiedegjëser

etc, zurAufnahme Vofl SchnibIumen und derglejchen ist nicht gestae SEe

können Von der Gemeinde oder von ihr bee uftragten Personen (z.B.

FriedhofsVeajtuflg) ohne vorherige Verstandigung des

enffernt werden Die Gemeinde hat solche Gegenstn auf eine Dauer von

sechs Monaten ab Enifernung aufzubewahren lnnerhalb dieser Frist sind sEe auf

Wunsch dem auszufolgen oder ihm auf seine Kosten zu

senden Nach Ablauf der sechs Monate kann die Gemeinde über die

Gegenstände freE verfugen.

§11

Verwahrosung uncl Baufalfigkejt von Grabsteffen

(1) isteine Grabanlage odereine Gruftanlage baufällig oderveahrIost 1st die
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Gemeinde berechtigt, die benutzungsberechtigte Person mit Bescheid zu

verpflichten, in angemessener Frist, längstens jedoch binnen vier Monaten, die

Anlage in Stand zu setzen. Die Frist kann in begründeten Fallen urn weitere zwei

Monate verlangert werden.

(2) Bei Gefahr in Verzug durch offensichtliche Baufalligkeit oder Verwahrlosung

ordnet die Gerneinde sofortige SicherungsrnaBnahmen auf Kosten der

benutzungsberechtigten Person an.

(3) 1st die benutzungsberechtigten Person unbekannten Aufenthalts und kann sie

nicht leicht ausgeforscht werden, wird die Aufforderung zur lnstandsetzung vier

Monate hindurch an der Amtstafel der Gemeinde und durch Anschlag am

Fried hof verlautbart.

(4) Kommt elne benützungsberechtigte Person elner Verpflichtung zur

lnstandsetzung nicht nach, gilt das Benutzungsrecht mit Ablauf des Jahres, in

dern die Frist abgelaufen 1st, als entzogen,

§12

Bestattung

(1) Die beabsichtigte Bestattung von Leichen und Urnen auf Friedhöfen 1st von der

benützungsberechtigten Person der Grabstelle der Gemeinde anzuzeigen. Bei

Tod der benutzungsberechtigten Person 1st die Anzeige von den nahen

Angehorigen zu erstatten.

(2) Die Bestattung elner Leiche in elner Grabstelle 1st nur bis zur Hochstbelagszahl

zulässig, soferne nicht eine Zusammenlegung von Leichenresten moglich 1st.

(3) 1st elne Bestattung nach Abs. 2 nicht moglich, wird der anzeigenden Person von

der Gemeinde eine freie Grabstelle angeboten.

(4) Die nahen Angehörigen des Verstorbenen haben in folgender Reihenfolge für

die Bestattung Sorge zu tragen:

1. Ehegatte oder Ehegattin,

2, Lebensgefährte oder Lebensgefährtin,

3. Kinder,

4. Eltern,

5. die übrigen Nachkommen,



6. die GroReftern,

7. die Geschwister,

§13

Enterdigung

(1) Eine Enterdigung einer Leiche bedarf elner BewiHigung der Gemeinde. Keiner

Bewilligung bedürfen behördlich oder gerichttich angeordnete Enterdigungen

sowie Enterdigungen durch die Friedhofsverwa!tung zum Zwecke einer

Umbettung oder einer Zusammenlegung innerhaib der Bestattungsanlage nach

Ablauf der Mindestruhefrist.

Behördlich oder gerichtiich angeordnete Enterdigungen sind von der

anordnenden Stelle vor der Enterdigung der Gemeinde unter Übersendung/

Ubergabe einer Ausfertigung der Anordnung zur Kenntnis zu bringen. Wird die

enterdigte Leiche in dieser Grabste(Ie nicht sofort wieder bestattet, ist die

Entfernung der Leiche im Grabstellenverzejchnis zu vermerken,

(2) Eine Enterdigung ist erst nach Ablauf der Mindestruhefrist möglich. Liegen

wichtige Gründe vor, kann elne Enterdigung auch vor Ablauf der Mindestruhefrist

erfo Igen.

(3) Anträge auf Enterdigung können von der benützungsberechtigten Person

gesteHt werden, Anträge auf Enterdigungen können auch von nahen

Angehörigen mit Zustim m ung der benutzungsberechtigten Person gesteHt

werden. Im Antrag ist der weitere Verbieib der Leiche anzugeben.

(4) Bei sanitätspolizeilichen Bedenken werden zur Vermeidung von Gefährdungen

und Belästigungen Auflagen vorgeschrieben.

(5) Elne Enterdigung vorAblauf der Mindestruhefrist darf nur von befugten

Bestattungsunternehmen vorgenommen werden. Grabarbeiten bis zum Sarg

dürfen durch vom Betreiber des Friedhofs bestimmte Personen durchgefuhrt

werd en.
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§14

ObertOhrung

(1) Die beabsichtigte Oberführung einer L.eiche 1st tunllchst 24 Stunden vorher durch

das BestattungSUntemehmen der Gemeinde, in der sich die Leiche befindet, uñd

der Gemeinde, in der die Bestattung erfoigen soiL schrlftlich anzuzeigen.

(2) Leichen dürfen nur von elnem befugten BestattungSUnteniehmen überlührt

werden.

(3) Ausgenommen von der AnzeigepfliCht 1st dIe OberlOhrung von Leichen innethaib

elner Gemeinde, an em anatomisches UnlversltAtsinstftut und im Zusammenhang

mft elner behördlich oder gerlchtlich angeordneten Obduktion.

(4) Das für die Oberfuhnung elner Leiche atm dem Ausiand und in das Ausiand

geftende mntamationale Abkommen über Lelchenbefördenung, BGBI.

Nr. 11811958, und die bundesgesetzllChen Vorschriften über den Transport von

Leichen mft Elsenbahn, Schiff oder i9ugzeug sowle die Oberfühning von

mnfektlonslelchefl werden durch diese Bestimmungen nicht berOhrl

§15

Verhalten auf dem Friedhof

(1) Der Friedhof darf nur wahrend der nachstehend angefUhrten Besuchszeiten

betreten werden:

TAglich von 06,00 Uhr bis 22,00 Uhr

(2) Auf dem Friedhof haben die Besucher aPes xii unteriassen, was derWürde des

Ortes widerspricit Den Anordnungen derGememnde1Fdedh0f5tm9 bzw.

den besteilten jeofsaufsicht5organen istjederzeit Folge zu leisten.

Zuwiderhandeinde kãnnen vom Friedhof verwiesen werden.

insbesondere 1st nicht aestattet

a) den Friedhof und seine Einrlchtungen und Aniagen xii verunremnigen und xii

beschadigen,



11

b) die Wege des Friedhofes mit Fahrzeugen aller Art zu befahren.

Ausnahmebewilligungen erteilt die Fried hofsverwaltung. (Keiner

Ausnahmebewifligung bedarf der Einsatz gewerblicher Kraftfahrzeuge und

Arbeitsmaschinen mit einer Berechtigung gemäB Abs. 3),

c) unbrauchbar gewordenen Grabschmuck oder Abfãlie auRerhaib der dafür

vorgesehenen Plätze abzulegen,

d) Druckschriften zu verteilen und zu plakatieren, Waren aller Art sowie gewerbliche

Dienste anzubieten,

e) Tiere mitzunehmen (ausgenommen Blindenhunde),

f) Spielen, Herumaufen, Lärmen, Rauchen und Konsumieren von AkohoI,

g) die Benützung nicht betreuter Wege bei Glatteis oder Schneeglãtte.

(3) Gewerbliche Arbeiten dürfen auf dem Friedhof nur nach erfolgter Anzeige bei

der Gemeinde/Friedhofsverwaltung durchgeführt werden. Die Gemeinde steilt für

em- oder mehrmalige Arbeiten im Friedhof und für die Einfahrt mit

Kraftfahrzeugen und Arbeitsmaschinen Berechtigungsscheine aus, Diese

Berechtigungsscheine sind bei der Durchführung der Arbeiten bzw, bei der

Einfahrt für Kontrollzwecke bereit zu halten. Die Berechtigungsscheine entha[ten

auch Angaben über Zeiten, in denen z.B. wegen Beg räbnisfeiern oder anderer

Feierlichkeiten nicht mit Iärmenden Maschinen gearbeitet und nicht in den

Fried hof eingefahren werden darf. Bei Zuwiderhandlungen gegen die

Friedhofsordnung kann die erteilte Berechtigung eingeschrãnkt oder auf

bestimmte Zeit entzogen werden. Die Betriebsinhaber haften für aUe Schäden,

die durch die Ausführung gewerblicher Arbeiten an Personen, an den

Friedhofsanlagen oder an Sachen im Eigentum der Benutzungsberechtigten

sowie der Friedhofsbesucher eintreten, nach den Bestimmungen des

bürgeriichen Rechtes.
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§16

Strafbesfimmungen

Ubertretungen dieser Fried hofsord flung werden, sofern der Tatbestand einer

Verwaltungsübertretung nach dem NO Bestattungsgesetz, LGBL 9480 vorliegt, nach

dem genannten Gesetz von der Bezirksverwaltungsbehorde bestraft.

§
n krafttreten

Diese Friedhofsordnung trill am 1, Juni 2007 in Kraft,

Die bisher g&tende Friedhofsordnung

trill mit Abauf des 31. Mai 2007 auRer Kraft,

angeschagen am: 08.05.2007

abgenommen am: 23.052007
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Hinweis:

§ 40 NO Bestattungsgesetz 2007

Strafbestimmungen

Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte failenden

strafbaren Handiung bfldet, begeht eine VerwaltungsübertretUng und ist mit

Geldstrafe bis zu 300 Euro, im Falle deren Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe

bis zu zwei Wochen zu bestrafen, wer:

1. die Todesfallanzeige ( 2) unterlässt,

2. dem Veränderungsverbot ( 3 Abs. 1) zuwiderhandelt,

3. der Auskunftspflicht ( 5) nicht nachkommt,

4. ohne schriftliche Verfugung des oder der Verstorbenen ( 9 Abs. 1 Z. 2) oder

ohne schriffliches Verlangen der nahen Angehorigen ( 9 Abs. 1 Z. 3) eine

Obduktion durchführt durchführt,

5. eine Leiche auRerhaib einer Aufbahrungshalle oder Leichenkammer ohne

vorherige Anzeige gemäR § 13 Abs. 2 aufbahrt,

6. entgegen Vorschriften des § 14 Abs. 1 oder einer Verordnung der

Landesregierung nach § 14 Abs. 2 eine Einsargung vornimmt,

7. elne Erdbestattung auferhaIb eines Friedhofes vornimmt, ohne dass die

Voraussetzungen dafür vorliegen ( 15 Abs. 2),

8. entgegen § 16 eine Feuerbestattung vornimmt,

9. ohne die im § 17 Abs. 2 vorgesehene Bewilligung eine Urne auRerhaib eines

Friedhofes, eines Urnenhaines oder einer Urnenhalle beisetzt oder aufbewahrt,

10. entgegen § 18 die Uberführungeiner Leiche vornimmt,

11, ohne Bewilligung nach § 19 Abs. 1 eine Enterdigung vornimmt,

12. die Anzeige der beabsichtigten Bestattung von Leichen oder Urnen an die

Gemeinde unterlãsst ( 31 Abs. 1) oder

13. die Anzeige der beabsichtigten Errichtung eines Grabdenkmales an die

Gemeinde unterlässt ( 32 Abs. 1).


